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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Gün-
ther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Ha-
nisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard 
Pohl, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Wohnortnahe Versorgung mit Apotheken sicherstellen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Gesundheit 
und Pflege darüber zu berichten, welche Konsequenzen sich aus dem 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 19. Oktober 2016 zur 
Preisbindung für rezeptpflichtige Medikamente für die wohnortnahe 
Versorgung mit Apotheken in Bayern ergeben und welche Möglichkei-
ten die Staatsregierung sieht, die flächendeckende Versorgung der 
Menschen in Bayern mit Apotheken sicherzustellen. 

 

 

Begründung: 

Bayern zeichnet sich durch eine hohe Präsenz öffentlicher Apotheken 
aus, die sowohl in städtischen wie auch in ländlichen Regionen ein 
wichtiger Bestandteil der medizinischen Versorgung sind. Für die Si-
cherstellung der Versorgung der bayerischen Bevölkerung mit Arz-
neimitteln ist der Erhalt dieser Apotheken von erheblicher Bedeutung. 
Dies gilt im besonderen Maße für den Apothekennotdienst zu den 
Abend-, Nacht und Wochenendzeiten sowie für die Beratungsangebo-
te, die im Versandhandel nicht in der erforderlichen Zeit zur Verfügung 
stehen. Dieses Angebot verursacht Kosten und es muss dafür Sorge 
getragen werden, dass die bayerischen Apotheken weiterhin wettbe-
werbsfähig bleiben. 

 

 

 



geschäftsführer hat einen Anstellungsvertrag, ein Vi-
zepräsident ist von einer Landesversammlung von
Delegierten demokratisch gewählt. Sie können sich
alle Ihren Reim darauf machen. Jedenfalls denke ich,
dass es nicht die Absicht von Herrn Stärk war, mich ir-
gendwie zu belehren, wie Sie das vorhin ausgedrückt
haben, oder zu ermahnen. Das darf ich vielleicht auch
in seinem Namen ausdrücklich zurückweisen. Das
brauchen wir nicht.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Wengert. – Nun erteile ich für die Staatsregie-
rung Staatsminister Herrmann das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir haben in den letzten Jahren in mehreren
Schritten kontinuierlich die Situation der weiteren Hel-
fer im Katastrophenschutz verbessert und die Gleich-
stellung, also die sogenannte Helfergleichstellung,
immer weiter verbessert, und zwar in einem Ausma-
ße, das es so noch nie gegeben hat und wie wir es
auch in vielen anderen Ländern nicht finden.

Vom Verfahren her muss ich sagen, lieber Herr Kolle-
ge Rinderspacher: Wir haben über die letzten Jahre
die Rechte der Opposition immer weiter ausgebaut.
Die Opposition hat großen Wert darauf gelegt, dass
sie vier Wochen Zeit von der Einreichung eines Ge-
setzentwurfs bis zur ersten Ausschussberatung einge-
räumt bekommt, um sich auf die Beratung eines Ge-
setzentwurfs vorbereiten zu können. Ich finde es im
Hinblick auf das Verfahren in diesem Hohen Haus
einen merkwürdigen Vorgang, wenn Sie jetzt, nur weil
es Ihnen gerade taktisch in den Kram passt, am Tag
nach der Einreichung eines Gesetzentwurfs diesen
zum Gegenstand eines Dringlichkeitsantrags machen.
Ich nehme das für die Staatsregierung für die Zukunft
zur Kenntnis, dass die SPD-Fraktion kein Problem
damit hat, innerhalb von 24 Stunden über einen Ge-
setzentwurf, den die Staatsregierung eingebracht hat,
im Plenum zu diskutieren. Wir werden uns das gerne
bei Gelegenheit zunutze machen. Ich werde meine
Position in zwei Wochen bei der Ersten Lesung vortra-
gen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. 

Dazu werden die Anträge wieder getrennt. Wer dem
Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/13811 – das
ist der Antrag der SPD-Fraktion – seine Zustimmung

geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind die SPD-Fraktion und die Fraktion der FREIEN
WÄHLER. Gegenstimmen! – Das sind die CSU-Frak-
tion und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser
Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/13824 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD und der FREIEN WÄHLER. Ge-
genstimmen! – Das sind die CSU-Fraktion und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der
Abgeordneten Kreuzer, Zellmeier, Schreyer und ande-
rer und Fraktion betreffend "Der Freistaat Bayern be-
kämpft entschlossen jede Form des Extremismus" auf
Drucksache 17/13822 bekannt. Mit Ja haben ge-
stimmt 93. Mit Nein haben gestimmt 46. Stimmenthal-
tungen: keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag an-
genommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13812 bis 17/13814, 17/13816, 17/13818 und
17/13819 sowie auf den Drucksachen 17/13825 bis
17/13828 werden in die zuständigen federführenden
Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Schlussbericht
des Untersuchungsausschusses
zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens
bayerischer Polizei- und Justizbehörden
einschließlich der zuständigen Staatsministerien,
der Staatskanzlei und der politischen
Entscheidungsträgerinnen und
Entscheidungsträger im Zusammenhang mit dem
Labor Schottdorf und der beim Bayerischen
Landeskriminalamt eingerichteten
Sonderkommission "Labor" und weiterer
Vorkommnisse im Zusammenhang mit
Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. und andere
Beschuldigte und auf entsprechende Anzeigen
des Dr. B. S. und anderer Personen sowie bei der
Rechtsaufsicht über die Beachtung der
Vorschriften der Gebührenordnung für Ärzte und
bei der gegebenenfalls notwendigen Korrektur der
Rahmenbedingungen im selbstverwalteten
Gesundheitssystem bei der Abrechnung von
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/13827 

Wohnortnahe Versorgung mit Apotheken sicherstellen 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer 
Mitberichterstatter: Bernhard Seidenath 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Gesund-
heit und Pflege federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 53. Sitzung am 8. November 2016 beraten und e i n -
s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 135. Sitzung am 29. November 
2016 mitberaten und e i n s t im m ig  Zustimmung empfohlen 
mit der Maßgabe, dass dem Antrag folgender Satz angefügt 
wird: 
„Dabei ist darzustellen, was im Rahmen bestehender Mittel 
realisierbar ist und wofür gegebenenfalls zusätzliche Mittel er-
forderlich wären.“ 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Dr. Karl Vetter, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, 
Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus 
Kraus, Peter Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Pia-
zolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/13827, 17/14650 

Wohnortnahe Versorgung mit Apotheken sicherstellen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Gesundheit 
und Pflege darüber zu berichten, welche Konsequenzen sich aus dem 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 19. Oktober 2016 zur 
Preisbindung für rezeptpflichtige Medikamente für die wohnortnahe 
Versorgung mit Apotheken in Bayern ergeben und welche Möglichkei-
ten die Staatsregierung sieht, die flächendeckende Versorgung der 
Menschen in Bayern mit Apotheken sicherzustellen. 

Dabei ist darzustellen, was im Rahmen bestehender Mittel realisierbar 
ist und wofür gegebenenfalls zusätzliche Mittel erforderlich wären. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor wir abstimmen, weise ich noch auf Folgendes hin: Der Ausschuss für Verfas

sung, Recht und Parlamentsfragen hat in seiner Sitzung am 13. Dezember die an 

Nummer 3 stehende Verfassungsstreitigkeit zum Volksbegehren "Nein zu CETA!" be

raten und seine Beschlussempfehlung hierzu auf Drucksache 17/14778 abgegeben. 

Der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst hat gestern die Beratungen zu den Listen

nummern 16 bis 19 abgeschlossen und ebenfalls seine Beschlussempfehlungen ab

gegeben. Die Voten sind in der für Sie aufgelegten Liste enthalten. Wir kommen zur 

Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen 

Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag die Voten.

Protokollauszug
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